SP-Matinee „Wirtschaftspolitik in der Randregion“

Die Steuerbelastung ist nicht der entscheidende Wirtschaftsfaktor

An der dritten SP-Matinee diskutierten Heinz Martinelli, Leiter des Amtes für Wirtschaft und Arbeit, der Niederurner Gemeinderat Peter Kistler, der Unternehmer Thomas Marti und Nationalrat Werner Marti über „Wirtschaftspolitik in der Randregion“. Die Referenten relativierten die Bedeutung der Steuerbelastung für die Wirtschaftsentwicklung.

Von Daniel Fischli

Die kantonale Wirtschaftsförderung bestehe schwergewichtig nicht in Steuererleichterungen für Unternehmen, sondern im Coaching, führte Heinz Martinelli, Leiter des Amtes für Wirtschaft und Arbeit, aus. Sein Amt sei in erster Linie eine Informationsdrehscheibe. Er betonte, dass sich die Wirtschaftsförderung nicht etwa nur um neue Unternehmungen kümmere, sondern auch um etablierte. Nur könne man das nicht an die grosse Glocke hängen. Ausserdem könne man aber natürlich nicht alle Wünsche erfüllen und insbesondere sich nicht durch Abwanderungsdrohungen erpressen lassen.

Weg von der Kirchturmpolitik

Der Niederurner Gemeinderat Peter Kistler zeigte auf, wie das Projekt „LinthLand“ („‘Land’ nicht ‘Länd’“) versucht, das Denken in Regionen zu fördern: „Es ist egal, ob eine Firma nach Mollis oder Bilten kommt, Hauptsache ist, sie kommt überhaupt in den Kanton.“ Noch nicht alle seien aber so weit. Eine Schwäche der Wirtschaftspolitik ortete er in den zu langsamen Entscheidungsprozessen. Wenn ein Interessent Land brauche, könne man es sich nicht mehr leisten, zuerst noch Richt- und Nutzungsplan ändern zu müssen. Hier sei voraus schauendes Denken gefragt.

Steuerbelastung ist nicht entscheidend

Der Unternehmer Thomas Marti relativierte die Bedeutung der Steuerbelastung. Viel wichtiger sei es, dass er gut ausgebildete Leute finden könne. Damit diese in den Kanton Glarus kommen würden, sei ein attraktives Wohnumfeld zu schaffen. Zur Förderung der Wirtschaft gehöre deshalb auch die Einrichtung von Kinderbetreuungseinrichtungen wie zum Beispiel Tagesschulen. Von den Banken wünschte er sich mehr Unterstützung, diese seien zu „neutral“. Marti illustrierte am Beispiel der eigenen Firma, welche Bedeutung schnelle Entscheidungsprozesse haben: Er habe nach einer Kündigung innerhalb von nur 15 Monaten neu bauen und mit dem Unternehmen umziehen können.

Der Staat als Akteur

Nationalrat Werner Marti betonte, dass der Staat nicht nur günstige Rahmenbedingungen für die Wirtschaft bieten müsse, sondern auch aktiv ins Geschehen eingreifen. Als Beispiele nannte er die Geldpolitik der Nationalbank, die Bildungspolitik sowie die Infrastrukturpolitik von Post, Swisscom und SBB: „Eine privatisierte Swisscom nimmt keine Rücksichten mehr auf die Bedürfnisse der Randregionen“. Bildungsausgaben seien keine Konsumausgaben, sondern Investitionen. Für den Entscheid des Biotechnologieunternehmens Amgen nicht nach Galmiz zu kommen, sei das im Vergleich zu Irland tiefere Ausbildungsniveau entscheidend gewesen. Marti führte aus, dass zwischen der Steuerbelastung und dem Wachstum kein direkter Zusammenhang bestehe. Skandinavische Länder hätten höhere Steuern als die Schweiz und trotzdem ein höheres Wachstum. Entscheidend für die Schweiz sei, dass den privaten Haushaltungen wegen der zu hohen Gesundheits-, Wohn- und Vorsorgekosten zu wenig für Konsumausgaben bleibe.

